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246.

Nachdem das Protokoll über den Beitritt der Schweizerischen Eidgenossenschaft zum All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DEN BEITRITT
DER SCHWEIZERISCHEN EIDGENOS-
SENSCHAFT ZUM ALLGEMEINEN

ZOLL- UND HANDELSABKOMMEN

Die Regierungen, die Vertragsparteien des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens sind
(im folgenden als „Vertragsparteien" beziehungs-
weise als „Allgemeines Abkommen" bezeichnet),
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die
Regierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft
(im folgenden als „Schweiz" bezeichnet) sind

UNTER BEDACHTNAHME auf die in der
Deklaration vom 22. November 1958 über den
provisorischen Beitritt der Schweiz zum Allge-
meinen Abkommen enthaltenen Ergebnisse der
Verhandlungen, die auf den Beitritt der Schweiz
zum Allgemeinen Abkommen gerichtet waren,

IN DER ERWÄGUNG, daß die Schweiz in
den unter der Ägide der VERTRAGSPARTEIEN
stehenden Handelsverhandlungen eine aktive
und positive Rolle gespielt hat und weiterhin
spielt,

IN DER ERWÄGUNG, daß die Schweiz den
in der Resolution der GATT-Ministertagung
vom 21. Mai 1963 niedergelegten Grundsatz an-
genommen hat, der besagt, „daß, im Hinblick
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auf die Bedeutung der Landwirtschaft im Welt-
handel, die Handelsverhandlungen annehmbare
Bedingungen für den Zugang zu den Welt-
märkten für landwirtschaftliche Erzeugnisse
schaffen werden" und daß die Schweiz auch die
in Abschnitt B Ziffer 3 dieser Resolution fest-
gesetzten Verfahren zur Verwirklichung dieses
Grundsatzes angenommen hat,

IN DER ERWÄGUNG, daß die Schweiz bereit
ist, falls die gegenwärtig geführten Handelsver-
handlungen nicht zu solchen Übereinkommen
führen sollten, wie sie von den Ministern in
ihrer Resolution vom 21. Mai 1963 ins Auge
gefaßt waren, die dann bestehende Situation mit
den VERTRAGSPARTEIEN mit dem Ziele zu
erörtern, daß die Schweiz, ungeachtet des in der
folgenden Ziffer 4 genannten Vorbehaltes, Vor-
sorge für „annehmbare Bedingungen für den
Zugang . . . für landwirtschaftliche Erzeugnisse"
trifft, wie dies in der Ministerresolution vom
21. Mai 1963 niedergelegt ist,

IN DER ERWÄGUNG, daß die Schweiz seit
ihrem provisorischen Beitritt einen sich stetig
ausweitenden Markt für Exporte von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen aus Vertragsparteien
geschaffen hat, wie das gleichmäßige Ansteigen
der Importe dieser Erzeugnisse beweist,

IN DER ERWÄGUNG, daß die Schweiz seit
ihrem provisorischen Beitritt einen aktiven und
positiven Anteil an den Arbeiten der VER-
TRAGSPARTEIEN genommen hat,

DURCH IHRE VERTRETER wie folgt über-
eingekommen:

Teil I — Allgemeine Bestimmungen

1. Die Schweiz wird, sobald dieses Protokoll
nach Ziffer 12 in Kraft tritt, zu einer Vertrags-
partei des Allgemeinen Abkommens im Sinne
seines Artikels XXXII und wendet nach Maß-
gabe dieses Protokolls das Allgemeine Abkom-
men vorläufig wie folgt an:

(a) die Teile I und III des Allgemeinen Ab-
kommens; und

(b) Teil II des Allgemeinen Abkommens im
gesamten Ausmaß, das mit den am 22. No-
vember 1958 bestandenen Rechtsvorschrif-
ten vereinbar ist.

Die Verpflichtungen, die in Artikel I Absatz 1
des Allgemeinen Abkommens gemäß einer Bezug-
nahme auf Artikel III enthalten sind, sowie die
Verpflichtungen, die in Artikel II Absatz 2
lit. (b) gemäß einer Bezugnahme auf Artikel VI
enthalten sind, werden für die Zwecke dieser
Ziffer als zum Teil II des Allgemeinen Abkom-
mens gehörig angesehen.

2. (a) Falls in diesem Protokoll nicht anderes be-
stimmt ist, sind die von der Schweiz anzuwen-
denden Bestimmungen des Allgemeinen Abkom-
mens diejenigen, die in dem Text enthalten sind,
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der der Schlußakte der zweiten Tagung des Vor-
bereitenden Komitees der Konferenz der Ver-
einten Nationen für Handel und Beschäftigung
angeschlossen ist, und zwar wie berichtigt, geän-
dert und anderweitig modifiziert

(i) durch solche Übereinkommen, die am Tag,
an dem die Schweiz Vertragspartei wird,
wenigstens teilweise in Kraft stehen; dies
bedeutet jedoch nicht, daß die Schweiz ver-
pflichtet wäre, eine Bestimmung eines sol-
chen Übereinkommens anzuwenden, bevor
diese auf Grund des Übereinkommens
wirksam wird;

(ii) durch die Bestimmungen jedes Protokolls
zur Berichtigung oder Modifikation beste-
hender Listen zum Allgemeinen Abkom-
men oder durch jede andere diese Listen
betreffende Maßnahme, die gemäß einer
besonderen Bestimmung des Allgemeinen
Abkommens oder gemäß durch die VER-
TRAGSPARTEIEN festgelegten Verfah-
ren, die am Tag, an dem die Schweiz Ver-
tragspartei wird, in Kraft stehen, ergriffen
wird.

(b) In jedem Fall, in dem Artikel V Absatz 6,
Artikel VII Absatz 4 lit. (d) und Artikel X Ab-
satz 3 lit. (c) des Allgemeinen Abkommens auf
den Tag des Datums desselben Bezug nehmen, ist
für die Schweiz der 22. November 1958 anzu-
wenden.

3. Hinsichtlich des territorialen Geltungsberei-
ches dieses Protokolls gilt, daß das Zollgebiet der
Schweiz das Gebiet des Fürstentums Liechten-
stein einschließt, solange ein Zollunionsvertrag
mit der Schweiz in Kraft steht.

4. Die Schweiz behält sich ihren Standpunkt
hinsichtlich der Anwendung von Artikel XI des
Allgemeinen Abkommens in dem Maße vor, als
dies erforderlich ist, um ihr die Anwendung von
Einfuhrbeschränkungen nach Titel II des Bundes-
gesetzes vom 3. Oktober 1951 sowie nach Ar-
tikel 11 des Bundesbeschlusses vom 28. Septem-
ber 1956/28. September 1962 und ihrer auf Ar-
tikel 32 bis und 23 bis der Bundesverfassung
beruhenden Gesetzgebung betreffend Alkohol
und Weizen zu erlauben. Die Schweiz wird, wenn
sie gemäß diesen Gesetzen Maßnahmen anwen-
det, die nicht von der vorstehenden Ziffer 1 (b)
gedeckt sind, soweit dies mit der Durchführung
dieser Gesetze vereinbar ist, im höchstmöglichen
Maße die einschlägigen Bestimmungen des Allge-
meinen Abkommens beachten und sich im beson-
deren bemühen, dafür Sorge zu tragen, daß sie
in einer den Interessen der Vertragsparteien
möglichst wenig abträglichen Weise gehandhabt
werden, und wird in Übereinstimmung mit Ar-
tikel XIII des Allgemeinen Abkommens alle im
Rahmen dieser Gesetze eingeführten Beschrän-
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kungen gemäß dem Grundsatz der Nichtdiskri-
minierung anwenden. Die Schweiz wird des
VERTRAGSPARTEIEN jährlich einen Bericht
über die in Übereinstimmung mit diesem Vor-
behalt aufrechterhaltenen Maßnahmen vorlegen
und wird über Aufforderung der VERTRAGS-
PARTEIEN in Konsultationen betreffend der-
artige Maßnahmen mit ihnen eintreten. Ferner
werden die VERTRAGSPARTEIEN alle drei
Jahre eine eingehende Prüfung der Anwendung
dieser Ziffer durchführen.

5. Die Schweiz behält sich auch ihren Stand-
punkt hinsichtlich Artikel XV Absatz 6 des All-
gemeinen Abkommens vor; sie verpflichtet sich
jedoch, solange sie nicht Mitglied des Internatio-
nalen Währungsfonds ist, in Währungsfragen
gemäß der Zweckbestimmung des Allgemeinen
Abkommens und in voller Übereinstimmung mit
den von den VERTRAGSPARTEIEN in ihrer
Resolution vom 20. Juni 1949 (BISD, 2. Band,
Seite 17 und 117 der englischen Fassung) ange-
nommenen Grundsätzen des Besonderen Wäh-
rungsabkommens zu handeln und bekräftigt die
ausdrücklichen Verpflichtungen, die in der von
ihr in der Sitzung der 11. Tagung der VER-
TRAGSPARTEIEN vom 17. November 1956
abgegebenen Deklaration dargelegt sind (vgl.
Dokument L/593). Die Schweiz wird den VER-
TRAGSPARTEIEN umgehend über jede von ihr
ergriffene Maßnahme berichten, die den VER-
TRAGSPARTEIEN zu berichten gewesen wäre,
wenn die Schweiz das von den VERTRAGS-
PARTEIEN mit Resolution vom 20. Juni 1949
angenommene Besondere Währungsabkommen
unterzeichnet hätte. Auf Wunsch einer Vertrags-
partei, die der Auffassung sein sollte, daß die
Schweiz Währungsmaßnahmen ergriffen hat, die
eine ins Gewicht fallende Wirkung auf die An-
wendung der Bestimmungen des Allgemeinen
Abkommens haben könnten oder die mit den
Grundsätzen und Zielen des Besonderen Wäh-
rungsabkommens unvereinbar sind, wird die
Schweiz jederzeit, mit einer Voranmeldung von
dreißig Tagen, mit den VERTRAGSPARTEIEN
in Konsultationen eintreten. Wenn die VER-
TRAGSPARTEIEN auf Grund dieser Konsul-
tationen zu dem Schluß kommen, daß die
Schweiz Währungsmaßnahmen ergriffen hat, die
den Zielen des Allgemeinen Abkommens wider-
sprechen, können sie bestimmen, daß der ge-
nannte Vorbehalt nicht weiter angewendet wird;
die Schweiz wird danach durch Artikel XV Ab-
satz 6 des Allgemeinen Abkommens verpflichtet.

6. Die Schweiz wird gemäß Artikel XXII
und XXIII des Allgemeinen Abkommens über
Antrag einer Vertragspartei Konsultationen über
die in den vorstehenden Ziffern 4 und 5 genann-
ten Vorbehalte mit dem Ziel führen, gegenseitig
zufriedenstellende Übereinkommen über alle
daraus entstehenden Probleme zu treffen.
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Teil II — Listen der Zollzugeständnisse

7. Die in Anlage A genannten Listen werden,
sobald dieses Protokoll in Kraft tritt, zu Listen
zum Allgemeinen Abkommen für die Schweiz.

8. Die in Anlage B genannten Listen, die sich
auf eine Vertragspartei oder auf die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft beziehen, werden zu
Listen zum Allgemeinen Abkommen für die be-
treffende Vertragspartei oder für die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft am dreißigsten Tag nach
dem Tag der Unterzeichnung dieses Protokolls
durch die betreffende Vertragspartei oder durch
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft; dies gilt
unter der Voraussetzung, daß das Datum, an dem
diese Listen zu Listen zum Allgemeinen Abkom-
men werden, nicht vor dem Datum liegt, an dem
dieses Protokoll in Kraft tritt.

9. (a) In den Fällen, in denen Artikel II Ab-
satz 1 des Allgemeinen Abkommens auf den Tag
des Datums dieses Abkommens Bezug nimmt,
ist das Datum, das hinsichtlich einer Ware anzu-
wenden ist, die den Gegenstand eines Zollzuge-
ständnisses einer in Anlage A oder B genannten
Liste bildet, das Datum des Übereinkommens,
das die betreffende Liste enthält.

(b) Für die Zwecke des in Artikel II Absatz 6
lit. (a) des Allgemeinen Abkommens enthaltenen
Hinweises auf das Datum dieses Abkommens ist
das für eine in Anlage A oder B genannte Liste
anzuwendende Datum der Tag des Datums des
Übereinkommens, das die betreffende Liste ent-
hält.

10. Der Schweiz steht es frei, jederzeit ein Zoll-
zugeständnis ganz oder teilweise zurückzuneh-
men, das in einer in Anlage A zu diesem Proto-
koll genannten Liste enthalten ist, wenn die
Schweiz feststellt, daß es ursprünglich mit einer
Vertragspartei oder der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft vereinbart wurde, deren in
Anlage B zu diesem Protokoll genannte Listen
nicht Listen zum Allgemeinen Abkommen ge-
worden sind; dies gilt unter der Voraussetzung,
daß

(a) jeder Wunsch nach einer derartigen Zurück-
nahme eines Zollzugeständnisses den VER-
TRAGSPARTEIEN wenigstens dreißig
Tage vor dem Zeitpunkt der beabsichtigten
Zurücknahme schriftlich mitgeteilt wird;

(b) auf Antrag Konsultationen mit jeder Ver-
tragspartei oder der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft durchgeführt werden,
sofern die Listen des betreffenden Vertrags-
partners Listen zum Allgemeinen Abkom-
men geworden sind und der Vertrags-
partner ein wesentliches Interesse an der
betroffenen Ware hat;
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(c) jedes derart zurückgenommene Zollzuge-
ständnis von jenem Tag an angewendet
werden wird, an dem die Listen der be-
treffenden Vertragspartei oder der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft — Ver-
tragspartner, mit denen das Zollzugeständ-
nis jeweils ursprünglich vereinbart wurde —
zu Listen zum Allgemeinen Abkommen
werden.

Teil III — Schlußbestimmungen

11. Dieses Protokoll wird beim Generaldirektor
der VERTRAGSPARTEIEN hinterlegt. Es liegt
zur Unterzeichnung durch die Schweiz bis 31. De-
zember 1966, durch Vertragsparteien und durch
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft auf.

12. Dieses Protokoll tritt am dreißigsten Tag
nach dem Tag seiner Unterzeichnung durch die
Schweiz in Kraft.

13. Die Unterzeichnung dieses Protokolls durch
die Schweiz stellt eine Bestätigung für ihre An-
nahme des Protokolls zur Änderung des Allge-
meinen Abkommens durch Einfügung eines
Teiles IV über Handel und Entwicklung und den
Akt dar, mit dem sie Vertragspartner jedes Über-
einkommens zur Berichtigung oder Änderung
des Allgemeinen Abkommens wird, das von den
VERTRAGSPARTEIEN abgefaßt und zur An-
nahme aufgelegt wurde, aber im Zeitpunkt der
Unterzeichnung dieses Protokolls durch die
Schweiz nicht in Kraft steht.

14. Nachdem die Schweiz nach Ziffer 1 dieses
Protokolls eine Vertragspartei des Allgemeinen
Abkommens geworden ist, kann sie dem Allge-
meinen Abkommen auf Grund der Bestimmun-
gen dieses Protokolls durch Hinterlegung einer
Beitrittsurkunde beim Generaldirektor beitreten.
Dieser Beitritt wird an dem Tag wirksam, an
dem das Allgemeine Abkommen nach Ar-
tikel XXVI in Kraft tritt, oder am dreißigsten
Tag nach dem Tag der Hinterlegung der Bei-
trittsurkunde, wenn dieses Datum das spätere
ist. Der Beitritt zum Allgemeinen Abkommen
gemäß dieser Ziffer wird für die Zwecke des Ar-
tikels XXXII Absatz 2 des gennannten Abkom-
mens als dessen Annahme nach Artikel XXVI
Absatz 4 angesehen.

15. Die Schweiz kann die vorläufige Anwen-
dung des Allgemeinen Abkommens vor ihrem
Beitritt zu dem Allgemeinen Abkommen nach
Ziffer 14 zurücknehmen; eine derartige Zurück-
nahme wird am sechzigsten Tag nach dem Tag
wirksam, an dem eine schriftliche Mitteilung
hierüber beim Generaldirektor einlangt.

16. Der Generaldirektor übermittelt unverzüg-
lich eine beglaubigte Abschrift dieses Protokolls
und eine Notifikation über jede Annahme des
Protokolls nach Ziffer 11 an jede Vertragspartei,
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an die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, an
die Schweiz, an jede Regierung, die dem Allge-
meinen Abkommen provisorisch beigetreten ist,
und an jede Regierung, für die ein Übereinkom-
men über die Schaffung besonderer Bezie-
hungen mit den VERTRAGSPARTEIEN des
Allgemeinen Abkommens in Kraft getreten ist.

Dieses Protokoll wird nach Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen registriert.

GESCHEHEN zu Genf am 1. April 1966 in
einer einzigen Ausfertigung in englischer und
französischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind, es sei denn, daß für Listen, die in den
in Anlage A und B genannten Übereinkommen
enthalten sind, eine anderslautende Regelung
vorgesehen ist.

ANLAGE A

Übereinkommen, welche die Schweiz betreffende
Listen enthalten

Deklaration über den provisorischen Beitritt der
Schweizerischen Eidgenossenschaft (22. Novem-
ber 1958)

Niederschrift zur Anfügung von Listen an die
Deklaration über den provisorischen Beitritt
der Schweizerischen Eidgenossenschaft (13. No-
vember 1959)

Protokoll über die Ergebnisse der Zolltarif-
konferenz 1960/61 (16. Juli 1962)

Protokoll über den Beitritt Spaniens (1. Juli
1963)

ANLAGE B

Übereinkommen, welche die Vertragsparteien
und die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft be-

treffende Listen enthalten

Deklaration über den provisorischen Beitritt
der Schweizerischen Eidgenossenschaft (22. No-
vember 1958) (Listen Benelux, Dänemark,
Bundesrepublik Deutschland, Finnland, Frank-
reich, Großbritannien, Italien, Kanada, Nor-
wegen, Österreich, Schweden)

Niederschrift zur Anfügung von Listen an die
Deklaration über den provisorischen Beitritt
der Schweizerischen Eidgenossenschaft (13. No-
vember 1959) (Liste Japan)

Protokoll über die Ergebnisse der Zolltarif-
konferenz 1960/61 (16. Juli 1962) (Listen der
Vereinigten Staaten und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft)
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Zusatzprotokoll zum Protokoll über die Ergeb-
nisse der Zolltarifkonferenz 1960/61 (6. Mai
1963) (Liste der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft)

Protokoll über den Beitritt Spaniens (1. Juli
1963) (Liste Spanien)

Zertifizierung der VERTRAGSPARTEIEN, die
sich auf Berichtigungen und Änderungen von
Listen zum Allgemeinen Abkommen bezieht,
(15. Jänner 1963) (Liste Japan)

Zweite Zertifizierung der VERTRAGS-
PARTEIEN, die sich auf Berichtigungen und
Änderungen von Listen zum Allgemeinen Ab-
kommen bezieht (29. April 1964) (Liste Finn-
land).

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 28. September 1966

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Tončić

Die österreichische Ratifikationsurkunde zu vorliegendem Protokoll ist am 21. Oktober 1966
beim GATT-Sekretariat in Genf hinterlegt worden; das Protokoll ist gemäß seiner Ziffer 12 am
1. August 1966 in Kraft getreten.

Klaus
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247.

Nachdem die Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration über
den vorläufigen Beitritt Islands zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT), welche
also lautet:

(Übersetzung)

NIEDERSCHRIFT (PROCES-VERBAL)
BETREFFEND DIE VERLÄNGERUNG
DER DEKLARATION ÜBER DEN VOR-
LÄUFIGEN BEITRITT ISLANDS ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL- UND HANDELS-

ABKOMMEN (GATT)

Die Vertragsparteien der Deklaration vom
5. März 1964 über den vorläufigen Beitritt
Islands zum Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen (im folgenden als „die Deklaration"
beziehungsweise als „das Allgemeine Abkom-
men" bezeichnet) sind

IN ANWENDUNG des Absatzes 4 der Dekla-
ration

ÜBEREINGEKOMMEN wie folgt:

1. Die Geltungsdauer der Deklaration wird
durch Ersetzung des Datums im Absatz 4 durch
das Datum des 31. Dezember 1967 um zwei
Jahre verlängert.

2. Diese Niederschrift wird beim General-
direktor der VERTRAGSPARTEIEN des All-
gemeinen Abkommens hinterlegt. Sie steht zur
Annahme, durch Unterzeichnung oder in anderer
Weise, für Island und für die an der Dekla-
ration teilnehmenden Regierungen offen. Sie
tritt zwischen der Regierung Islands und
einer teilnehmenden Regierung in Kraft, sobald
sie von der Regierung Islands und von dieser
Regierung angenommen worden ist.

3. Der Generaldirektor übermittelt eine be-
glaubigte Abschrift dieser Niederschrift und eine
Mitteilung über jede Annahmeerklärung an die
Regierung Islands, an jede Vertragspartei
des Allgemeinen Abkommens, an jede Regierung,
die dem Allgemeinen Abkommen provisorisch
beigetreten ist, und an jede Regierung, die in
Verhandlungen für einen Beitritt zum Allgemei-
nen Abkommen eintritt.

GESCHEHEN zu Genf, am vierzehnten
Dezember neunzehnhundertfünfundsechzig, in
einer einzigen Ausfertigung in englischer und
französischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Niederschrift für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in dieser Niederschrift enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 19. September 1966

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Toničić

Die vorliegende Niederschrift ist für Österreich gemäß ihrer Ziffer 2 am 21. Oktober 1966
in Kraft getreten.

Klaus

248.
Nachdem die Dritte Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration

über den provisorischen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT),
welche also lautet:

(Obersetzung)

DRITTE NIEDERSCHRIFT (PROCES-
VERBAL) BETREFFEND DIE VERLÄN-
GERUNG DER DEKLARATION ÜBER
DEN PROVISORISCHEN BEITRITT TU-
NESIENS ZUM ALLGEMEINEN ZOLL-

UND HANDELSABKOMMEN (GATT)
Die Vertragsparteien der Deklaration vom

12. November 1959 über den provisorischen Bei-
tritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Han-
delsabkommen (im folgenden als „die Deklara-
tion" beziehungsweise als „das Allgemeine Ab-
kommen" bezeichnet) sind

IN ANWENDUNG des Absatzes 6 der Dekla-
ration

ÜBEREINGEKOMMEN wie folgt:
1. Die Geltung der Deklaration wird durch
Ersetzung des Datums im Absatz 6 durch das
Datum des 31. Dezember 1967 um weitere zwei
Jahre verlängert.
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2. Diese Niederschrift wird beim General-
direktor der VERTRAGSPARTEIEN des All-
gemeinen Abkommens hinterlegt. Sie steht zur
Annahme, durch Unterzeichnung oder in anderer
Weise, für Tunesien und für die an der Dekla-
ration teilnehmenden Regierungen offen. Sie
tritt zwischen der Regierung Tunesiens und
einer teilnehmenden Regierung in Kraft, sobald
sie von der Regierung Tunesiens und von dieser
Regierung angenommen worden ist.

3. Der Generaldirektor übermittelt eine be-
glaubigte Abschrift dieser Niederschrift und eine
Mitteilung über jede Annahmeerklärung an die
Regierung Tunesiens, an jede Vertragspartei
des Allgemeinen Abkommens, an jede Regierung,
die dem Allgemeinen Abkommen provisorisch
beigetreten ist, und an jede Regierung, die in
Verhandlungen für einen Beitritt zum Allgemei-
nen Abkommen eintritt.

GESCHEHEN zu Genf, am vierzehnten
Dezember neunzehnhundertfünfundsechzig, in
einer einzigen Ausfertigung in englischer und
französischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Niederschrift für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in dieser Niederschrift enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 19. September 1966

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Toničić

Die vorliegende Niederschrift ist für Österreich gemäß ihrer Ziffer 2 am 21. Oktober 1966
in Kraft getreten.

Klaus
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249.

Nachdem die Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration über
den vorläufigen Beitritt Jugoslawiens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT),
welche also lautet:

(Übersetzung)

NIEDERSCHRIFT (PROCES-VERBAL)
BETREFFEND DIE VERLÄNGERUNG
DER DEKLARATION ÜBER DEN VOR-
LÄUFIGEN BEITRITT JUGOSLAWIENS
ZUM ALLGEMEINEN ZOLL- UND

HANDELSABKOMMEN (GATT)

Die Vertragsparteien der Deklaration vom
13. November 1962 über den vorläufigen Beitritt
Jugoslawiens zum Allgemeinen Zoll- und Han-
delsabkommen (im folgenden als „die Deklara-
tion" beziehungsweise als „das Allgemeine Ab-
kommen" bezeichnet) sind

IN ANWENDUNG des Absatzes 4 der Dekla-
ration

ÜBEREINGEKOMMEN wie folgt:

1. Die Geltungsdauer der Deklaration wird
durch Ersetzung des Datums im Absatz 4 durch
das Datum des 30. Juni 1966 verlängert.

2. Diese Niederschrift wird beim General-
direktor der VERTRAGSPARTEIEN des All-
gemeinen Abkommens hinterlegt. Sie steht zur
Annahme, durch Unterzeichnung oder in anderer
Weise, für Jugoslawien und für die an der Dekla-
ration teilnehmenden Regierungen offen. Sie
tritt zwischen der Regierung Jugoslawiens und
einer teilnehmenden Regierung in Kraft, sobald
sie von der Regierung Jugoslawiens und von
dieser Regierung angenommen worden ist.

3. Der Generaldirektor übermittelt eine beglau-
bigte Abschrift dieser Niederschrift und eine
Mitteilung über jede Annahmeerklärung an die
Regierung Jugoslawiens, an jede Vertragspartei
des Allgemeinen Abkommens, an jede Regierung,
die dem Allgemeinen Abkommen provisorisch
beigetreten ist, und an jede Regierung, die in
Verhandlungen für einen Beitritt zum Allgemei-
nen Abkommen eintritt.

GESCHEHEN zu Genf, am vierzehnten
Dezember neunzehnhundertfünfundsechzig, in
einer einzigen Ausfertigung in englischer und
französischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Niederschrift für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in dieser Niederschrift enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 19. September 1966

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Toničić

Klaus

250.

Nachdem das Protokoll zur Änderung des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens durch
Einfügung eines Teiles IV über Handel und Entwicklung, welches also lautet:

(Übersetzung)

P R O T O K O L L
ZUR ÄNDERUNG DES ALLGEMEINEN
ZOLL- UND HANDELSABKOMMENS
DURCH EINFÜGUNG EINES TEILES IV
ÜBER HANDEL UND ENTWICKLUNG

Die Regierungen, die Vertragsparteien des All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommens sind (im
folgenden als „Vertragsparteien" und „Allge-
meines Abkommen" bezeichnet),

VON DEM WUNSCHE GELEITET, das All-
gemeine Abkommen gemäß seinem Artikel XXX
zu ändern,
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sind wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN:
1. Ein aus drei neuen Artikeln bestehender
Teil IV wird in das Allgemeine Abkommen ein-
gefügt, und dessen Anlage I wird wie folgt geän-
dert:

A

Die folgende Überschrift und die nachstehen-
den Artikel werden hinter Artikel XXXV ein-
gefügt:

„TEIL IV

HANDEL UND ENTWICKLUNG

Artikel XXXVI

Grundsätze und Ziele

1. Die Vertragsparteien —
a) eingedenk der Tatsache, daß die Erhöhung

des Lebensstandards und die fortschreitende
Entwicklung der Volkswirtschaften aller
Vertragsparteien zu den grundlegenden
Zielen dieses Abkommens gehören, und in
der Erwägung, daß die Verwirklichung die-
ser Ziele für die weniger entwickelten Ver-
tragsparteien besonders dringend ist;

b) in der Erwägung, daß die Ausfuhrerlöse
der weniger entwickelten Vertragsparteien
einen lebenswichtigen Beitrag zu ihrer wirt-
schaftlichen Entwicklung leisten können
und daß das Ausmaß dieses Beitrags von
den Preisen, welche die weniger entwickel-
ten Vertragsparteien für unbedingt erfor-
derliche Einfuhren zahlen müssen, vom
Volumen ihrer Ausfuhren und von den
dafür erzielten Preisen abhängt;

c) unter Hinweis darauf, daß zwischen dem
Lebensstandard der weniger entwickelten
Staaten und dem der anderen Staaten ein
erheblicher Abstand besteht;

d) in der Erkenntnis, daß individuelles und
gemeinsames Handeln unerläßlich ist, um
die wirtschaftliche Entwicklung der weniger
entwickelten Vertragsparteien zu fördern
und ein rasches Ansteigen des Lebensstan-
dards in diesen Staaten zu bewirken;

e) in der Erkenntnis, daß Regeln und Verfah-
ren sowie diesen entsprechende Maßnah-
men, die mit den in diesem Artikel dar-
gelegten Zielen vereinbar sind, maßgebend
sein sollen für den Welthandel als Mittel
zur Erzielung wirtschaftlichen und sozialen
Fortschritts;

f) unter Hinweis darauf, daß die VERTRAGS-
PARTEIEN den weniger entwickelten Ver-
tragsparteien die Möglichkeit geben kön-
nen, Sondermaßnahmen zur Förderung
ihres Handels und ihrer Entwicklung anzu-
wenden —
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sind wie folgt übereingekommen:

2. Es ist notwendig, die Ausfuhrerlöse der
weniger entwickelten Vertragsparteien rasch und
anhaltend zu steigern.

3. Es ist notwendig, tatkräftige Bemühungen zu
unternehmen, damit die weniger entwickelten
Vertragsparteien einen den Bedürfnissen ihrer
wirtschaftlichen Entwicklung entsprechenden An-
teil am Wachstum des Welthandels erreichen.

4. Angesichts der fortdauernden Abhängigkeit
vieler weniger entwickelter Vertragsparteien von
der Ausfuhr einer begrenzten Anzahl von
Grundstoffen ist es notwendig, diesen Erzeug-
nissen, soweit irgend möglich, günstigere und
annehmbare Bedingungen für den Zugang zu
den Weltmärkten zu verschaffen und gegebenen-
falls Maßnahmen zur Stabilisierung und Ver-
besserung der Weltmarktbedingungen für diese
Erzeugnisse zu erarbeiten, insbesondere Maßnah-
men zur Erzielung stabiler, angemessener und
lohnender Preise, damit eine Ausweitung des
Welthandels und der Nachfrage sowie ein dyna-
misches und stetiges Wachstum der realen Aus-
fuhrerlöse dieser Staaten ermöglicht wird und
ihnen dadurch immer mehr Mittel für ihre wirt-
schaftliche Entwicklung zufließen.

5. Ein rasches Wachstum der Volkswirtschaften
der weniger entwickelten Vertragsparteien wird
durch eine strukturelle Auffächerung ihrer Volks-
wirtschaften und die Vermeidung einer über-
mäßigen Abhängigkeit von der Grundstoffaus-
fuhr erleichtert. Es ist deshalb notwendig, soweit
irgend möglich, den Halb- und Fertigwaren, an
deren Ausfuhr die weniger entwickelten Ver-
tragsparteien gegenwärtig oder potentiell ein be-
sonderes Interesse haben, zu günstigen Bedin-
gungen einen besseren Zugang zu den Märkten
zu verschaffen.

6. Infolge des chronischen Mangels der weniger
entwickelten Vertragsparteien an Ausfuhrerlösen
und sonstigen Deviseneinnahmen besteht eine
wichtige Wechselwirkung zwischen dem Handel
und der finanziellen Entwicklungshilfe. Es ist
deshalb notwendig, daß die VERTRAGS-
PARTEIEN und die internationalen Kredit-
institutionen eng und stetig zusammenarbeiten,
um auf diese Weise am wirksamsten zur Erleich-
terung der Lasten beizutragen, welche die
weniger entwickelten Vertragsparteien im Inter-
esse ihrer wirtschaftlichen Entwicklung auf sich
nehmen.

7. Es ist notwendig, daß die VERTRAGS-
PARTEIEN, sonstige zwischenstaatliche Körper-
schaften sowie die Organe und Organisationen
der Vereinten Nationen, die sich mit dem Handel
und der wirtschaftlichen Entwicklung der weniger
entwickelten Staaten befassen, in geeigneter
Weise zusammenarbeiten.
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8. Die entwickelten Vertragsparteien erwarten
keine Gewährung der Gegenseitigkeit für die
von ihnen in Handelsverhandlungen übernom-
menen Verpflichtungen zum Abbau oder zur Be-
seitigung von Zöllen und von sonstigen Beschrän-
kungen des Handels der weniger entwickelten
Vertragsparteien.

9. Die Annahme von Maßregeln zur Verwirk-
lichung dieser Grundsätze und Ziele wird Gegen-
stand bewußter und zweckdienlicher Bemühun-
gen der einzeln sowie gemeinsam handelnden
Vertragsparteien sein.

Artikel XXXVII

Verpflichtungen

1. Die entwickelten Vertragsparteien wenden,
soweit irgend möglich, das heißt sofern nicht
zwingende Gründe einschließlich rechtlicher
Gründe dies unmöglich machen, die folgenden
Bestimmungen an:

a) Sie räumen dem Abbau und der Beseitigung
von Handelsschranken für Waren, an deren
Ausfuhr die weniger entwickelten Vertrags-
parteien gegenwärtig oder potentiell ein
besonderes Interesse haben, besonderen
Vorrang ein; dies gilt auch für Zölle und
sonstige Beschränkungen, die darin beste-
hen, daß zwischen der unbearbeiteten und
der bearbeiteten Form einer Ware ein un-
angemessener Unterschied gemacht wird;

b) sie unterlassen es, für Waren, an deren
Ausfuhr die weniger entwickelten Vertrags-
parteien gegenwärtig oder potentiell ein
besonderes Interesse haben, Zölle oder
nichttarifarische Einfuhrschranken neu ein-
zuführen oder wirksamer zu gestalten;

c) i) sie unterlassen die Einführung neuer
steuerlicher Maßnahmen und

ii) räumen bei allen Umstellungen der
Steuerpolitik dem Abbau und der Be-
seitigung steuerlicher Maßnahmen be-
sonderen Vorrang ein, soweit diese
Maßnahmen die Zunahme des Ver-
brauchs von rohen oder bearbeiteten
Grundstoffen, die ganz oder über-
wiegend in den Hoheitsgebieten der
weniger entwickelten Vertragsparteien
erzeugt werden, wesentlich behindern
würden oder behindern, und soweit
sie eigens auf diese Waren angewendet
werden.

2. a) Besteht die Auffassung, daß Absatz 1
lit. a), b) oder c) nicht angewendet wird,
so ist dies den VERTRAGSPARTEIEN
entweder von der Vertragspartei, welche
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die entsprechende Bestimmung nicht an-
wendet, oder von einer anderen interessier-
ten Vertragspartei zu berichten.

b) i) Auf Ersuchen einer interessierten Ver-
tragspartei und unabhängig von etwa
eingeleiteten zweiseitigen Konsultatio-
nen führen die VERTRAGSPAR-
TEIEN mit der beteiligten Vertrags-
partei und allen interessierten Ver-
tragsparteien Konsultationen über die
Angelegenheit mit dem Ziel, zufrie-
denstellende Lösungen für alle beteilig-
ten Vertragsparteien zu finden, um die
Ziele des Artikels XXXVI zu fördern.
Während dieser Konsultationen sind
die Begründungen für die Fälle zu
prüfen, in denen Absatz 1 lit. a), b)
oder c) nicht angewendet wird.

ii) Da einzelne Vertragsparteien den Ab-
satz 1 lit. a), b) oder c) in manchen
Fällen möglicherweise leichter durch-
führen können, wenn sie mit anderen
entwickelten Vertragsparteien gemein-
sam handeln, können die Konsultatio-
nen geeignetenfalls mit diesem Ziel ge-
führt werden.

iii) Die Konsultationen der VERTRAGS-
PARTEIEN können in geeigneten Fäl-
len ferner mit dem Ziel geführt wer-
den, Einigung über ein gemeinsames
Vorgehen zur Erreichung der Ziele
dieses Abkommens herbeizuführen,
wie dies in Artikel XXV Absatz 1 vor-
gesehen ist.

3. Die entwickelten Vertragsparteien

a) werden in allen Fällen, in denen eine Regie-
rung unmittelbar oder mittelbar den Wie-
derverkaufspreis von Waren bestimmt, die
ganz oder überwiegend in den Hoheits-
gebieten weniger entwickelter Vertrags-
parteien erzeugt werden, in jeder Weise
bemüht sein, die Handelsspannen auf einem
angemessenen Niveau zu halten;

b) werden ernsthaft sonstige Maßnahmen er-
wägen, die darauf abzielen, eine Steigerung
der Einfuhren aus weniger entwickelten
Vertragsparteien zu ermöglichen, und wer-
den zu diesem Zweck an geeigneten inter-
nationalen Maßnahmen mitarbeiten;

c) werden die Handelsinteressen der weniger
entwickelten Vertragsparteien besonders
berücksichtigen, wenn sie die Anwendung
sonstiger nach diesem Abkommen zulässiger
Maßnahmen ins Auge fassen, um beson-
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dere Probleme zu lösen, und falls diese
Maßnahmen wesentliche Interessen jener
Vertragsparteien berühren würden, werden
sie vor ihrer Anwendung alle Möglich-
keiten konstruktiver Abhilfe untersuchen.

4. Die weniger entwickelten Vertragsparteien
erklären sich bereit, bei der Durchführung des
Teiles IV geeignete Maßnahmen zugunsten des
Handels anderer weniger entwickelter Vertrags-
parteien zu treffen, soweit diese Maßnahmen mit
ihren eigenen gegenwärtigen und künftigen Ent-
wicklungs-, Finanz- und Handelsbedürfnissen
vereinbar sind, und dabei die Entwicklung des
Handels in der Vergangenheit und die Handels-
interessen der weniger entwickelten Vertrags-
parteien insgesamt zu berücksichtigen.

5. Bei der Durchführung der Verpflichtungen
aus den Absätzen 1 bis 4 gibt jede Vertragspartei
jeglichen anderen interessierten Vertragsparteien
volle und sofortige Gelegenheit zu Konsultatio-
nen nach den normalen Verfahrensregeln dieses
Abkommens über jede etwa auftauchende Frage
oder Schwierigkeit.

Artikel XXXVIII

Gemeinsames Vorgehen

1. Die Vertragsparteien werden je nach Zweck-
mäßigkeit im Rahmen und außerhalb dieses
Abkommens zusammenarbeiten, um die Ziele des
Artikels XXXVI zu fördern.

2. Die VERTRAGSPARTEIEN werden ins-
besondere

a) in geeigneten Fällen handeln — unter an-
derem mittels völkerrechtlicher Überein-
künfte —, um den Grundstoffen, die für
weniger entwickelte Vertragsparteien von
besonderem Interesse sind, verbesserte und
annehmbare Bedingungen für den Zugang
zu den Weltmärkten zu verschaffen und
um Maßnahmen zur Stabilisierung und
Verbesserung der Weltmarktbedingungen
für diese Erzeugnisse zu erarbeiten, ein-
schließlich von Maßnahmen zur Erzielung
stabiler, angemessener und lohnender Aus-
fuhrpreise für diese Erzeugnisse;

b) eine zweckdienliche Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Handels- und Entwick-
lungspolitik mit den Vereinten Nationen,
ihren Organen und Organisationen ein-
schließlich derjenigen Institutionen anstre-
ben, die gegebenenfalls auf Grund der Emp-
fehlungen der Konferenz der Vereinten
Nationen für Handel und Entwicklung
geschaffen werden;
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c) bei der Analyse der Entwicklungspläne
und der Entwicklungspolitik einzelner
weniger entwickelter Vertragsparteien
sowie bei der Prüfung des Verhältnisses
zwischen Handel und Hilfe mitwirken,
um konkrete Maßnahmen zu erarbeiten,
durch welche die Ausfuhrfähigkeit der auf
diese Weise geschaffenen Industrien geför-
dert und ihren Waren der Zugang zu den
Ausfuhrmärkten erleichtert wird; in diesem
Zusammenhang werden die VERTRAGS-
PARTEIEN eine zweckdienliche Zusam-
menarbeit mit Regierungen sowie mit
internationalen Organisationen, beson-
ders mit solchen anstreben, die für die
finanzielle Unterstützung der wirtschaft-
lichen Entwicklung zuständig sind, um das
Verhältnis zwischen Handel und Hilfe bei
einzelnen weniger entwickelten Vertrags-
parteien mit dem Ziel einer klaren Er-
kenntnis der Ausfuhrfähigkeit, der Markt-
aussichten und aller sonst etwa erforder-
lichen Maßnahmen planmäßig zu unter-
suchen;

d) die Entwicklung des Welthandels unter
besonderer Berücksichtigung der Wachs-
tumsrate des Handels der weniger ent-
wickelten Vertragsparteien laufend prüfen
und die unter den gegebenen Umständen
geeignet erscheinenden Empfehlungen an
die Vertragsparteien richten;

e) bei der Suche nach zweckmäßigen Metho-
den zur Ausweitung des Handels mit dem
Ziel der wirtschaftlichen Entwicklung
zusammenarbeiten, und zwar durch inter-
nationale Abstimmung und Angleichung
innerstaatlicher Zielsetzungen und Vor-
schriften, durch die Einführung technischer
und kommerzieller Normen für Erzeu-
gung, Beförderung und Absatz, sowie durch
Ausfuhrförderung im Wege der Schaffung
von Einrichtungen für den verstärkten
Austausch von Handelsinformationen und
für die Entwicklung der Marktforschung;
und

f) die institutionellen Vorkehrungen treffen,
die erforderlich sein könnten, um die in
Artikel XXXVI genannten Ziele zu errei-
chen und um den Bestimmungen dieses
Teiles Wirksamkeit zu verleihen."

B

Der Anlage I (die nach Abschnitt BB Ziffer i
des Protokolls zur Änderung der Präambel und
der Teile II und III Anlage H wird) werden die
folgenden Anmerkungen hinzugefügt:
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„ZU TEIL IV

Die in Teil IV verwendeten Ausdrücke „ent-
wickelte Vertragsparteien" und „weniger ent-
wickelte Vertragsparteien" bezeichnen ent-
wickelte und weniger entwickelte Staaten, die
Vertragsparteien des Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens sind.

Zu Artikel XXXVI

Absatz 1

Dieser Artikel beruht auf den Zielen des Ar-
tikels I, wie er durch Absatz 1 Abschnitt A des
Protokolls zur Änderung des Teiles I und der
Artikel XXIX und XXX geändert wird, sobald
jenes Protokoll in Kraft tritt.

Absatz 4

Der Ausdruck „Grundstoffe" umfaßt auch
landwirtschaftliche Erzeugnisse; siehe Absatz 2
der Anmerkung zu Artikel XVI Abschnitt B.

Absatz 5

Ein Programm zur strukturellen Auffächerung
würde im allgemeinen eine zunehmende Tätig-
keit auf dem Gebiet der Bearbeitung von Grund-
stoffen sowie die Entwicklung von Fertigungs-
industrien umfassen, wobei die Lage der betref-
fenden Vertragspartei und die Weltmarktaus-
sichten für Erzeugung und Verbrauch der ver-
schiedenen Waren zu berücksichtigen wären.

Absatz 8

Es besteht Einigkeit darüber, daß der Aus-
druck „erwarten keine Gewährung der Gegen-
seitigkeit" in Obereinstimmung mit den Zielen
dieses Artikels folgendes bedeutet: Bei Handels-
verhandlungen sollen keine Leistungen der
weniger entwickelten Vertragsparteien erwartet
werden, die mit ihren eigenen Entwicklungs-,
Finanz- und Handelsbedürfnissen unvereinbar
sind; hiebei ist die Entwicklung des Handels in
der Vergangenheit zu berücksichtigen.

Dieser Absatz würde gelten bei Maßnahmen
nach Artikel XVIII Abschnitt A, nach Ar-
tikel XXVIII und Artikel XXVIII a (der Ar-
tikel XXIX wird, sobald die Änderung nach
Absatz 1 Abschnitt A des Protokolls zur Ände-
rung des Teiles I und der Artikel XXIX und
XXX in Kraft getreten ist), nach Artikel XXXIII
oder nach jeder anderen Verfahrensregel dieses
Abkommens.

Zu Artikel XXXVII

Absatz 1 lit. a)

Dieser Absatz würde gelten bei Verhandlungen
zum Abbau oder zur Beseitigung von Zöllen
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oder sonstigen beschränkenden Handelsvorschrif-
ten nach Artikel XXVIII und Artikel XXVIII a
(der Artikel XXIX wird, sobald die Änderung
nach Absatz 1 Abschnitt A des Protokolls zur
Änderung des Teiles I und der Artikel XXIX
und XXX in Kraft getreten ist), nach Ar-
tikel XXXIII sowie im Zusammenhang mit son-
stigen derartigen Abbau- oder Beseitigungsmaß-
nahmen, zu denen Vertragsparteien gegebenen-
falls in der Lage sind.

Absatz 3 lit. b)

Die in diesem Absatz genannten sonstigen
Maßnahmen können Schritte zur Förderung in-
ländischer Strukturänderungen, zur Förderung
des Verbrauchs bestimmter Waren oder zur Ein-
führung von Handelsförderungsmaßnahmen um-
fassen."

2. Dieses Protokoll wird beim Exekutivsekre-
tär der VERTRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens hinterlegt. Es liegt bis zum
31. Dezember 1965 für die Vertragsparteien des
Allgemeinen Abkommens und für die dem All-
gemeinen Abkommen provisorisch beigetretenen
Regierungen zur Annahme auf, die durch Unter-
zeichnung oder auf andere Weise erfolgen kann;
die Frist für die Annahme durch eine Vertrags-
partei oder eine dieser Regierungen kann jedoch
durch Beschluß der VERTRAGSPARTEIEN
über den genannten Zeitpunkt hinaus verlängert
werden.

3. Die Annahme dieses Protokolls nach Ab-
satz 2 gilt als Annahme der in Absatz 1 ent-
haltenen Änderungen gemäß Artikel XXX des
Allgemeinen Abkommens.

4. Die. in Absatz 1 enthaltenen Änderungen
treten nach Artikel XXX des Allgemeinen Ab-
kommens in Kraft, sobald das Protokoll von
zwei Dritteln der Regierungen, die dann Ver-
tragsparteien sind, angenommen worden ist.

5. Zwischen einer Regierung, die dem Allge-
meinen Abkommen provisorisch beigetreten ist,
und einer Regierung, die Vertragspartei ist,
sowie zwischen zwei dem Abkommen proviso-
risch beigetretenen . Regierungen treten die in
Absatz 1 enthaltenen Änderungen in Kraft, so-
bald sie von beiden Regierungen angenommen
sind; Voraussetzung hiefür ist jedoch, daß die
Urkunde über den provisorischen Beitritt zwi-
schen den beiden Regierungen rechtswirksam
geworden ist und daß die Änderungen nach
Absatz 4 in Kraft getreten sind.
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6. Soweit eine Vertragspartei nicht bereits die
letzten Förmlichkeiten vollzogen hat, um Ver-
tragspartei der nachstehenden Obereinkünfte zu
werden, und sofern sie bei ihrer Annahme dieses
Protokolls dem Exekutivsekretär nicht etwas
anderes schriftlich notifiziert, stellt diese An-
nahme die endgültige Förmlichkeit dar, mit der
sie Vertragspartei folgender Übereinkünfte wird:

i) Protokoll zur Änderung des Teiles I
und der Artikel XXIX und XXX,
Genf, 10. März 1955;

ii) Protokoll zur Änderung der Präambel
und der Teile II und III, Genf,
10. März 1955;

iii) Protokoll zur Berichtigung des fran-
zösischen Wortlautes, Genf, 15. Juni
1955;

iv) Niederschrift zur Berichtigung des
Protokolls zur Änderung des Teiles I
und der Artikel XXIX und XXX, des
Protokolls zur Änderung der Präam-
bel und der Teile II und III und des
Protokolls über organisatorische Ände-
rungen, Genf, 3. Dezember 1955;

v) Fünftes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 3. Dezember 1955;

vi) Sechstes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständ-
nislisten, Genf, 11. April 1957;

vii) Siebentes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständ-
nislisten, Genf, 30. November 1957;

viii) Protokoll über die Verhandlungen zur
Erstellung einer Neuen Liste III —
Brasilien, Genf, 31. Dezember 1958;

ix) Achtes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 18. Februar 1959; und

x) Neuntes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständ-
nislisten, Genf, 17. August 1959.

7. Der Exekutivsekretär der VERTRAGSPAR-
TEIEN des Allgemeinen Abkommens übermit-
telt jeder Vertragspartei und jeder dem Allge-
meinen Abkommen provisorisch beigetretenen
Regierung unverzüglich eine beglaubigte Ab-
schrift und notifiziert ihnen jede Annahme dieses
Protokolls.

8. Dieses Protokoll wird nach Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen registriert.
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GESCHEHEN zu Genf am 8. Februar 1965
in einer Urschrift in englischer, französischer
und spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 21. September 1966

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:

Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:

Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:

Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Toničić

Die in Absatz 2 des vorliegenden Protokolls vorgesehene Frist für seine Annahme ist durch
Beschluß der VERTRAGSPARTEIEN bis zum Ende der 24. GATT-Tagung (Frühjahr 1967) ver-
längert worden. Die österreichische Ratifikationsurkunde zu dem Protokoll ist am 21. Oktober 1966
beim GATT-Sekretariat in Genf hinterlegt worden; das Protokoll ist daher für Österreich mit
diesem Datum in Kraft getreten.

Klaus
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